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ANZEIGE

EINGESCHRÄNKTE REVISION – Der Nationalrat hat eine parlamentarische Initiative von sgv-Vorstandsmitglied Nationalrätin  
Daniela Schneeberger zur eingeschränkten Revision angenommen. Auch sgv-Vorstandsmitglied Sylvia Flückiger war erfolgreich.

Wichtiges Ja zu Entlastung der KMU
Die Aufsichtsbehörde des Bundes hat 
in den letzten Jahren ihre Vorschrif-
ten zur eingeschränkten Revision ver-
schärft – entgegen der Absicht des 
Gesetzgebers. Die Baselbieter FDP-
Nationalrätin Daniela Schneeberger, 
Präsidentin von TREUHAND|SUISSE 
und Vorstandsmitglied des Schwei-

zerischen Gewerbeverbands sgv, for-
derte deshalb in einer parlamentari-
schen Initiative eine Präzisierung des 
Gesetzes, um die KMU vor unnöti-
gem Aufwand zu schützen. Der Na-
tionalrat hat diese Initiative in der 
Sondersession von Anfang Mai an-
genommen. 

Die Absicht wurde unterlaufen
Die 2008 eingeführte eingeschränkte 
Revision ist auf KMU zugeschnitten. 
Sie ermöglicht eine professionelle Re-
vision, ohne dass die KMU die Be-
stimmungen einer ordentlichen Re-
vision einhalten müssen. Dies erspart 

ihnen administrativen und finanziel-
len Aufwand.
Das Gesetz lässt allerdings Interpre-
tationen zu. Die Aufsichtsbehörde 
des Bundes wendete in der Vergan-
genheit für die eingeschränkte Revi-
sion immer häufiger die Bestimmun-
gen der ordentlichen Revision an. Da-
mit unterlief sie die Absicht des Ge-
setzgebers, die KMU zu entlasten.

«Aus einer Hand» muss  
möglich sein

Mit ihrer parlamentarischen Initiati-
ve wollte Nationalrätin Schneeberger 
die Regelung für die eingeschränkte 
Revision im Obligationenrecht präzi-
sieren, im Sinne der vom Gesetzge-
ber gewollten Vereinfachung. «Die 
eingeschränkte Revision muss wieder 
KMU-tauglich, also pragmatisch, 
werden», sagt die Präsidentin von 
TREUHAND|SUISSE.
Wichtig ist vor allem, dass KMU 
Rechnungsführung, Steuerberatung 
und Buchprüfung aus einer Hand be-
ziehen können. Für viele kleine und 
mittlere Unternehmen üben Treuhän-
der eine umfassende Begleitfunktion 
aus. Diese Nähe ermöglicht eine spe-
zifische und kostengünstige Bera-
tung. Für KMU ist es nicht immer 
zweckmässig, Treuhand- und Revi-
sionsmandate zu trennen, wie dies 

richtigerweise für grosse Unterneh-
men vorgeschrieben ist.

Auf eingeschränkte Revision  
angewiesen

Heute nutzen rund 95 000 KMU die 
eingeschränkte Revision. Die meisten 
Jung- und Kleinstunternehmen ver-
zichten ganz auf die Revision durch 
Dritte («Opting Out»). KMU mit mehr 
als 10 Mitarbeitern sind aber gesetz-
lich verpflichtet, eine Prüfung durch-
zuführen. Sie sind auf die einge-
schränkte Revision angewiesen. �pd

Billag-MwSt zurückzahlen – Nationalrat unterstützt Motion von Sylvia Flückiger
Erfolg auch für Syl-
via Flückiger (Bild), 
mit Daniela Schneeber-
ger (s. Haupttext) die 
zweite Frau und Na-
tionalrätin im sgv-Vor-
stand: Der National-
rat verlangt, dass die 
zu Unrecht erhobene 

Mehrwertsteuer auf Radio- und Fernseh-
empfangsgebühren zurückerstattet wird, 
und zwar rückwirkend auf fünf Jahre. Er 
hat in der Sondersession eine Motion von 
Sylvia Flückiger (SVP/AG) klar – mit 147 
zu 23 Stimmen bei 18 Enthaltungen und 
gegen den Willen des Bundesrats – gutge-
heissen. 
Das Bundesgericht hatte im April 2015 
entschieden, dass die Gebühren nicht der 
Mehrwertsteuerpflicht unterstehen. Seither 
wird die Steuer nicht mehr erhoben. Zu Un-

recht erhobene Mehrwertsteuern müssen 
die Gebührenzahlerinnen und Gebühren-
zahler jedoch einzeln zurückfordern. Stimmt 
auch der Ständerat der Motion zu, muss 
der Bundesrat die Grundlagen für eine ge-
nerelle Rückerstattung ausarbeiten.

Grosse Freude – nicht nur beim sgv
Nicht nur bei der Motionärin und beim sgv, 
sondern auch bei der «Aktion Medienfrei-
heit» löste der nationalrätliche Entscheid 
grosse Freude aus. Diese hatte die Behör-
denpraxis im Zusammenhang mit der Er-
hebung der Empfangsgebühren bzw. die 
Einführung der neuen Mediensteuer ver-
schiedentlich kritisiert und forderte auf-
grund des erwähnten Bundesgerichtsurteils 
die Rückerstattung der unrechtmässig er-
hobenen Mehrwertsteuer, unterlag jedoch 
Ende Oktober 2015 in der nationalrätli-
chen Medienkommission (KVF-N). 

Das Bundesverwaltungsgericht wiederum 
teilte diese Einschätzung: Es gab einer Pri-
vatperson Recht, die vom Bundesamt für 
Kommunikation (Bakom) die Mehrwert-
steuer auf den Radio- und Fernsehgebüh-
ren zurückforderte. Die Richter kamen in 
ihrem Entscheid vom 25. Januar 2017 zum 
Schluss, dass das Bakom die Empfangsge-
bühren in der Vergangenheit zu Unrecht 
mit 2,5 Prozent Mehrwertsteuer belastet 
hatte und den entsprechenden Betrag zu-
züglich Zinsen von 5 Prozent zurückzah-
len muss.
Ein weiterer Entscheid im Nationalrat steht 
schon bald an: Auch die KVF-N hat ihren 
Entscheid in der Zwischenzeit überdacht 
und eine Kommissionsmotion eingereicht, 
welche die Rückerstattung der ungerecht-
fertigt erhobenen MwSt für fünf Jahre kon-
kret umsetzen will. 
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ERFOLGREICHE FRAUENPOWER IM SGV-VORSTAND

«Sehr erfreut und erleichtert: sgv-Vor-
standsmitglied Daniela Schneeberger.
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